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Die Bundesvereinigung Lebenshilfe setzt sich seit Gber 60 Jahren als
Selbsthilfevereinigung, Eltern- und Fachverband fur Menschen mit geistiger
Behinderung und ihre Familien ein. In fast 500 Orts- und Kreisvereinigungen, 16
Landesverbanden und rund 4.500 Diensten und Einrichtungen der Lebenshilfe sind
knapp 120.000 Mitglieder aktiv. Die Ziele der Lebenshilfe sind umfassende Teilhabe
und Inklusion sowie die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention der Vereinten
Nationen in Deutschland.



A. Vorbemerkung

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. bedankt sich fur die Moglichkeit, zu dem
vorliegenden Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Regelung einer
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung fur berufliche Betreuer, Betreuungsvereine und
ehrenamtliche Betreuer und zur Anderung des Betreuungsorganisationsgesetzes
(BetrInASG) der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP Stellung zu
nehmen.

Die rechtliche Betreuung ist ein Institut der gerichtlichen Fursorge fur volljahrige
Menschen, die nicht mehr in der Lage sind, ihre rechtlichen Angelegenheiten ganz
oder teilweise selbst zu besorgen. Vorrangiges Ziel der Betreuung ist die Erhaltung
der Autonomie und Selbstbefahigung der betroffenen Personen. Eine qualitatsvolle
Betreuung, die die Selbstbestimmung, Autonomie und Eigenverantwortung des
rechtlich betreuten Menschen wahrt, erfordert eine entsprechende Qualifikation,
bestimmte Fahigkeiten, Kenntnisse und Zeit. All dies muss sich in einer
angemessenen Betreuer*innenvergltung widerspiegeln.

Betreuungsvereine leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur Umsetzung des
Betreuungsrechtes in die Praxis. Fur die ehrenamtlichen Betreuer*innen ist die
Organisation in Betreuungsvereinen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben elementar
wichtig. Die Vereine sind systemrelevant. Sie unterstitzen und beraten die
Betreuer*innen bei ihren Herausforderungen sowie bei rechtlichen Fragestellungen
oder bieten Weiterbildungen an. Sie vermitteln ehrenamtlichen Betreuer*innen die
notwendigen Kenntnisse, bieten rechtliche Beratung und sorgen fur die Absicherung
durch Versicherungen.

Die Kostensteigerungen der letzten Jahre fuhrten dazu, dass sich viele
Betreuungsvereine vor dem Aus befinden und sich bereits aufgel6st haben. Bereits
vor der Betreuungsrechtsreform und vor dem russischen Angriffskrieg gegen die
Ukraine am 24. Februar 2022 gab es Kostensteigerungen, die bei der Anpassung der
Betreuer*innenvergutung im Jahr 2019 nicht bertcksichtigt wurden. Die
Berechnungsgrundlage der Vergitungsanpassung im Jahr 2019 war fur
Betreuungsvereine lediglich eine Makulatur. Sie hat - wenn Uberhaupt - lediglich die
bis dahin bestehenden Defizite der Jahre zuvor ausgeglichen. Daruber hinaus kamen
bei den Betreuer*innen von der damals angekundigten Vergutungssteigerung in
Hohe von 17 % tatsachlich lediglich 12,3 % an (siehe dazu Berufsverband der
Berufsbetreuer*innen [BdB], Mitgliederbefragung des BdB, Evaluation der
Vergutungsanpassung 2019 und erste Abschatzung der Reform des Vormundschafts-
und Betreuungsrechts 2023, Seite 124).
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Die Grunde hierfur sind vielfaltig: Seit der letzten Verglutungsanpassung im Jahr 2019
haben sich die Kosten fur Berufsbetreuer*innen und Betreuungsvereine infolge der
Preisentwicklungen bei Versicherungen, Mieten und Personal neben den allgemeinen
Verbraucherpreissteigerungen um fast 20% erhoht. All diese Zusatzkosten mussen
Vereine mangels angemessener Betreuer*innenvergutung bereits jetzt aus ihren
Racklagen (sofern diese uberhaupt vorhanden sind) zahlen.

Nicht zuletzt hat auch die fehlende Dynamisierung der Fallpauschalen dazu
beigetragen, dass Betreuungsvereine den Anforderungen des Personals nach fairer
Entlohnung nicht nachkommen kénnen. Daher ist eine Lohnzahlung nach dem Tarif
des offentlichen Dienstes zum Grolteil ausgeschlossen. Des Weiteren sind die von
den Betreuungsvereinen an die Mitarbeitenden zu leistenden Sonderzahlungen wie
Inflationsausgleich- und Coronapramien nicht gegenfinanziert und mussen ebenfalls
aus Rucklagen aufgebracht werden.

Hinzu kommt, dass der - zu Recht eingefihrte - neue Vermogensschonbetrag von
nun 10.000 Euro die Vergutungseinnahmen mindert, obwohl der Aufwand der
rechtlichen Betreuer*innen flr diese rechtlichen Betreuungen nicht gesunken ist.
Auch die durch die Reform des Betreuungsrechts - ebenfalls zu Recht eingefuhrte -
Registrierung fuhrt zu enormen Kostensteigerungen bei den Betreuungsvereinen.
Denn diese bezuschussen und ubernehmen die Registrierungs- und
Sachkundekosten, da andernfalls das Personal abwandert oder nicht gewonnen
werden kann. Diese Kosten belaufen sich zwischen 220 Euro und bis zu 6.000 Euro
pro rechtliche Betreuer*in.

Die Folgen tragen die Menschen, die auf eine Unterstutzung durch rechtliche
Betreuer*innen angewiesen sind. Die Unterstutzung zur gleichberechtigten Rechts-
und Handlungsfahigkeit, die mit Art. 12 der UN-Behindertenrechtskonvention

(UN BRK) auch in Deutschland geltendes Recht ist, kann so nicht mehr sichergestellt
werden. Ebenso ist die Umsetzung der seit dem 01. Januar 2023 geltenden
Betreuungsrechtsreform gefahrdet. Denn Betreuungsvereine mussen ihren
angestellten Betreuer*innen deutlich héhere Fallzahlen an zu betreuenden
Menschen zumuten, was nicht dem Ziel der Reform entspricht.

All dies waren und sind die Verhaltnisse ohne Berucksichtigung der Auswirkungen
des Ukraine-Kriegs. Insofern erscheint die Aussage, dass sich die Sachlage ,erst”
durch den Beginn des Ukraine-Kriegs verandert habe, zu kurz gegriffen und
entspricht nicht der Realitat. Jedoch haben dieser und die damit eingetretene
Inflation die Sachlage fur Betreuungsvereine und Berufsbetreuer*innen dramatisch
verscharft und fuhren zu weiteren Schliefungen von Betreuungsvereinen.
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Denn sowohl die Personal- als auch die Miet- und Sachkosten haben sich
inflationsbedingt erheblich erhdht und kdnnen von den Betreuungsvereinen nicht
mehr finanziert werden.

Insofern ist der vorgelegte Entwurf ein erster wichtiger Schritt. Ziel des Entwurfs ist
es, diese Notlagen abzufedern, um einer drohenden Aufgabe der Tatigkeit durch
Betreuungsvereine, aber auch durch selbstandige Betreuer*innen und in der Folge
einem potenziellen Betreuer*innenmangel entgegenzuwirken. Diese Zielsetzung ist
ausnahmeslos zu begrif3en und zu befurworten.

Allerdings schafft die mit dem Entwurf vorgesehene Sonderzahlung eines
Inflationsausgleiches fur Berufsbetreuer*innen und Betreuungsvereine lediglich
einen Ausgleich fur die gestiegenen Personalkosten. Fur die Mehrkosten bei Mobilitat,
Miet- und weiteren Sachkosten erfolgt hingegen kein Ausgleich. Demnach sind die
erarbeiteten Regelungen nicht weitreichend genug, um das zentrale Ziel tatsachlich
umzusetzen.

Ebenso erscheint das gewahlte Mittel, die Kostensteigerungen an die rechtlich
betreuten Menschen ,weiterzugeben”, sehr fragwurdig. Denn diese sind von den
Kostensteigerungen ebenfalls betroffen.

B. Stellungnahme im Einzelnen:

1. 81 Abs. 1 bis 4 BetrInASG-E: Anspriiche beruflicher
Betreuer*innen und Betreuungsvereine

Der Anspruch auf Zahlung einer Inflationsausgleichs-Sonderzahlung fur
Berufsbetreuer*innen und Betreuungsvereine ist grundsatzlich zu begrif3en. Wie
bereits erwahnt, erscheint es aber fragwurdig, die inflationsbedingten
Kostensteigerungen an Menschen weiterzugeben, die ebenfalls und mehr als andere
Menschen von den Inflationsfolgen und Kostensteigerungen betroffen sind. So sind
rechtlich betreute Menschen zum Grol3teil auf weitere existenzsichernde Leistungen
angewiesen. Die gestiegenen Energie-, Miet- und Lebensmittelkosten trifft sie am
allermeisten. Insofern ist es erstrebenswert, eine andere Lésung zu finden.

Gemal 8 1 Abs. 4 BetrInASG-E kann die Berufsbetreuer*in oder der Betreuungsverein
die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung aus der Staatskasse verlangen, wenn die
rechtlich betreute Person mittellos im Sinne des 8 1880 Burgerliches Gesetzbuch
(BGB) ist. Um rechtlich betreute Menschen generell nicht zusatzlich zu belasten, ware
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es hier wunschenswert, fur alle Falle einer rechtlichen Betreuung eine Zahlung aus
der Staatskasse vorzusehen.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. regt daher an, die Inflationsausgleich-
Sonderzahlung generell aus der Staatskasse zu leisten.

Sehr zu bedauern ist, dass der noch im Referentenentwurf bzw. der darin
enthaltenen Gesetzesbegrundung vorgesehene Verzicht auf einen spateren Regress
aus der Staatskasse, sofern die rechtlich betreute Person wieder Uber Vermogen
verfugt, aus dem Gesetz gestrichen wurde und nunmehr an die Regelungen zur
Betreuer*innenverglitung angepasst wurde.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, dies wieder einzufihren und
entsprechend im Gesetz klarzustellen, dass die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung
nicht vom Regress des § 1881 BGB umfasst ist.

Vorschlag fur § 1 Abs. 4 BetrInASG-E:
«Ist der Betreute mittellos im Sinne des 8 1880 des Burgerlichen Gesetzbuchs, so

kann der berufliche Betreuer oder der Betreuungsverein die Inflationsausgleichs-

Sonderzahlung aus der Staatskasse verlangen. & 1881 des Biirgerlichen Gesetzbuches

2. 81 Abs. 5 BetrInASG-E: Sonderfalle nach 8 12 VBVG

Gemal 8 1 Abs. 5 BetrInASG-E gelten die Absatze 1 bis 4 nicht fur die Sonderfalle der
Betreuung nach 8 12 des Vormunder- und Betreuervergutungsgesetzes (VBVG). 8 12
VBVG regelt die Falle der Sterilisations-, Erganzungs- sowie der
Verhinderungsbetreuung.

Auch wenn die Verhinderungsbetreuer*in nach § 12 Abs. 1 S. 1 VBVG ,lediglich” den
tatsachlich angefallenen Aufwendungsersatz in entsprechender Anwendung von

§ 1877 Abs. 1 BGB geltend machen kann, ist die Erstreckung der Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung auf die Verhinderungsbetreuung notwendig.

Zwar wird die Verhinderungsbetreuer®*in nach § 1817 Abs. 4 BGB nur im Falle der
tatsachlichen Verhinderung der Hauptbetreuer*in in zeitlich begrenztem Umfang
tatig. Allerdings mussen insbesondere die Betreuungsvereine die entsprechenden
Personen und Sachmittel fur die Verhinderungsbetreuung vorhalten.
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Aufgrund der Reform des Betreuungsrechts und der in 8 15 Abs. 2 Nr. 4
Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG) eingefUhrten Verpflichtung der
Betreuungsvereine, sich im Rahmen der Anbindungserklarung fur ehrenamtliche
Betreuer*innen bereit zu erklaren, die Verhinderungsbetreuung nach § 1817 Abs. 4
BGB zu Ubernehmen, sind Betreuungsvereine von der Verhinderungsbetreuung in
besonderem Malie betroffen und mussen dafur entsprechende Vorkehrungen
treffen.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, die Fallgruppe der
Verhinderungsbetreuung nicht vom Anwendungsbereich des BetrinASG-E
herauszunehmen.

Vorschlag fur 8 1 Abs. 5 BetrInASG-E:
.Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht fur die Sonderfalle der Betreuung nach 8 12 Absatz 1

des Vormunder- und Betreuerverglutungsgesetzes.”

3. §2Abs. 1 BetrInASG-E: H6he der Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung

Gemal 8 2 Abs. 1 BetrInASG-E betragt die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung 7,50
Euro je gefuhrter Betreuung und je angefangenem Monat. Diese Steigerung ist nicht
ausreichend, um die tatsachlich gestiegenen Kosten zu kompensieren und ein
Uberleben der Betreuungsvereine zu sichern!

Die Hohe der Inflationsausgleichs-Sonderzahlung orientiert sich ,lediglich” an den
gestiegenen Personalkosten. So heil3t es auch in der Gesetzesbegrindung, dass die
Sonderzahlung ,nur” die Einkommenssteigerung aus dem Tarifvertrag fur den
offentlichen Dienst (TVOD) naherungsweise abbildet. Diese stellen aber lediglich einen
Teil der zu kompensierenden Kosten dar. Die weiteren Kostensteigerungen im
Bereich Mobilitat sowie Miet- und Sachkosten - die ebenfalls im Gesetzesentwurf
benannt sind - werden hierbei vollkommen aulRer Acht gelassen.

Laut der Mitgliederbefragung des BdB (Kostensteigerung in Betreuungsburos 2019 -
2022, Seite 174 folgend) betrug der Kostenanstieg zwischen den Jahren 2019 und
2022 - und somit bereits vor dem Ukraine-Krieg - ca. 19,3 %. Mit 21,7 % ist die grof3te
Steigerung zwar im Bereich der Mitarbeiter*innenkosten zu verzeichnen. Allerdings
sind auch bei den Raum- und Versicherungskosten sowie den sonstigen Kosten
signifikante Steigerungen zwischen 18 % und 19 % zu verzeichnen (so sind laut der
Mitgliederbefragung des BdB, Kostensteigerung in Betreuungsburos 2019 - 2022,
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Seite 175, allein die Mietkosten um 14,4 %, die Stromkosten um 8,3 %, die Heizkosten
um 29,5 % und die Mietnebenkosten um 20,9 % von 2019 bis 2022 gestiegen).

Der grolRte Anteil der Kosten sowohl im Jahr 2019 als auch im Jahr 2022 entfallt dabei
auf Versicherungskosten. Diese machen 35 % der Gesamtkosten des Jahres 2022 aus.

All diese vom BdB aufgefihrten Kosten blieben bei der vorliegenden
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung unbertcksichtigt. Aufgrund dieser Werte fordert
auch der BdB, dass nur ein sofortiger vorgezogener Inflationsausgleich in Hohe von
19,3 % das wirtschaftliche Uberleben der Betreuungslandschaft sichern kann.

Die im Entwurf zugesprochenen 7,50 Euro kommen dieser Forderung nicht
annahernd nach. Stattdessen betragt die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung pro
rechtliche Betreuung und pro Monat - abhangig von der jeweils einschlagigen
Fallpauschale - lediglich zwischen 2 % (in der héchsten Stufe - C1.2.2, C2.2.2 und
C3.2.2) und 12 % (in der geringsten Stufe - A5.1.1).

Hierbei kann auch nicht argumentiert werden, dass die ,groBeren” Steigerungen in
der geringsten Stufe, die ,kleineren” Steigerungen in der héchsten Stufe womaéglich
ausgleichen. Denn gerade Betreuungsvereine und Berufsbetreuer*innen
Ubernehmen die schwierigeren, aufwandigeren und somit auch kostenintensiveren
rechtlichen Betreuungen. Betreuungen mit weniger Aufwand sollen hingegen an
ehrenamtliche Betreuer*innen abgegeben werden. Aufgrund dessen kann keine
Kompensation eintreten.

Hinzu kommt, dass - wie der Gesetzgeber richtig erkannt hat - die Kosten im Bereich
Personal, Mobilitat sowie die Miet- und Sachkosten bis Ende 2024 noch weiter steigen
werden. Diese Kostensteigerungen berucksichtigt der Entwurf noch gar nicht.

Dies zugrunde gelegt, sollte die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nicht als fixer
Betrag ausgestaltet werden, sondern als Prozentsatz. Dies verursacht keinen
nennenswerten Mehraufwand fur die Rechtspfleger*innen. Denn insofern ist es ein
Leichtes, den von den Betreuer*innen fur den jeweiligen Vergltungszeitraum jeweils
geltend gemachten Vergutungsbetrag um einen Prozentsatz von 19 % zu erhdhen
(zum Beispiel: A1.2.2 fUr die ersten drei Monate: 298 Euro x 3 = 894 Euro, davon 19 %
sind 169,86 Euro).

Mindestens aber muss die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung verdoppelt werden,
um die Kostensteigerungen Uber den Personalbereich hinaus zumindest annahernd
zu kompensieren und somit die notwendige und wichtige Betreuungsarbeit der
Betreuungsvereine und Berufsbetreuer*innen aufrecht zu erhalten. Ansonsten droht,
dass immer mehr Vereine und Berufsbetreuer*innen schlie3en und ihre Tatigkeit
aufgeben.
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Dies ist fur rechtlich betreute Menschen nicht hinnehmbar. Denn diese sind auf die
Arbeit der Betreuer*innen angewiesen. Insofern darf nicht sehenden Auges riskiert
werden, dass die Auswirkungen der Kostensteigerungen auf dem Rucken
unterstutzungs- und hilfsbedurftiger Menschen ausgetragen werden.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert, dass die Hohe der monatlichen
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nicht als fixer Betrag ausgestaltet wird, sondern
als Prozentsatz in Hohe von 19 %. Mindestens aber muss die Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung verdoppelt werden.

Vorschlag fur 8 2 Abs. 1 BetrInASG-E:
Die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nach & 1 betragt 79 % der fur den jeweiligen

Betreuungsmonat geltend gemachten Vergltungspauschale.

Alternative:
Die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nach & 1 betragt 75 Euro je gefuhrter
Betreuung und je angefangenem Monat.

4. §2 Abs. 2 BetrInASG-E: Anspruchszeitraum der
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung

Gemal § 2 Abs. 2 BetrInASG-E besteht der Anspruch auf die Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung nach 8 1 fur jeden in den Zeitraum vom 01. Januar 2024 bis zum 31.
Dezember 2025 fallenden Monat, in dem die Betreuung an mindestens einem Tag
gefUhrt wird.

Zu begrul3en ist, dass die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nicht als Einmalzahlung,
sondern als Betrag ausgestaltet worden ist, der wahrend eines bestimmten
Zeitraums ausgezahlt wird.

Allerdings kann ein erst im Januar 2024 beginnender Auszahlungsanspruch die bisher
entstandenen Finanzierungslicken nicht schlieBen und ausgleichen. Die Kosten sind
bereits seit dem Jahr 2019 erheblich gestiegen (siehe dazu oben). Ab Februar 2022
hat sich die Sachlage dramatisch verscharft. Viele Betreuungsvereine haben bisher
bereits geschlossen, da sie die zusatzlichen Kosten nicht mehr tragen konnten. Eine
Ausgleichzahlung, die erst im Jahr 2024 beginnt und im Jahr 2025 endet, reicht zum
Uberleben der Vereine daher nicht aus. Dies ist viel zu spat!
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So fuhrt der Entwurf zu Recht aus, dass nach dem Tarifabschluss fur den 6ffentlichen
Dienst von Bund und Kommunen vom 22. April 2023 insbesondere die
Betreuungsvereine, die ihre Mitarbeiter*innen nach TVAD bezahlen, wirtschaftlich
gravierend unter Druck geraten, weil sie bereits ab Juni 2023 die hierin vorgesehenen
steuer- und abgabenfreien Sonderzahlungen sowie ab Marz 2024 die erhéhten
Tabellenentgelte an ihre nach TvdD Beschaftigten zu zahlen haben. Sie kénnen die
entstehenden Mehrkosten mit der bisherigen Vergttung nicht kompensieren.
Erhalten Betreuer*innen und insbesondere Betreuungsvereine die
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung aber erst ab Januar 2024, gleicht dies die
Steigerungen im Jahr 2023 nicht aus; auch wenn die Zahlung bis ins Jahr 2025
gestreckt wird. Denn bis dahin sind die Rucklagen - sofern sie vorhanden sind -
langst aufgebraucht. Zudem gleich eine Inflationsausgleichs-Sonderzahlung ab 2024
die bereits im Fruhjahr 2022 eingesetzte Inflation (2022: 6,9 %, Mai 2023: 6,1 %) und
die damit einhergehenden Kostensteigerung nicht aus.

Daher ist ein mit Beginn des Jahres 2023, spatestens aber ab Juni 2023 beginnender,
rickwirkender Zahlungsanspruch einzufihren. Auch wenn es nachvollziehbar ist,
dass in Anbetracht der zusatzlichen Aufgaben fur Rechtspfleger*innen ein einfaches
Bewilligungsverfahren geschaffen werden sollte, welches es vermeidet, dass neben
den Ublichen Vergutungsantragen kunftig weitere Antrage bearbeitet werden
mussen, geht dies zulasten derjenigen, die rechtliche Betreuungen fuhren und auf
rechtliche Betreuungen angewiesen sind.

Ein rickwirkender Anspruch kénnte wie folgt ausgestaltet werden: Betreuer*innen
reichen mit ihrem nachsten Vergutungsantrag nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
einen zusatzlichen Antrag auf Auszahlung der Inflationsausgleichs-Sonderzahlung fir
die vergangenen Monate der rechtlichen Betreuung ein. Hierbei wirde pro rechtliche
Betreuung lediglich ein weiterer Antrag hinzukommen, der nur einmal bearbeitet
werden musste.

Der Zahlungsanspruch sollte dartuber hinaus nicht bereits jetzt befristet werden.
Denn noch ist unklar und ungewiss, wann die mit der Evaluation des VBVG
einhergehende Vergutungsanpassung erfolgt und in Kraft tritt. Demnach ist der
Zahlungsanspruch bis zum Inkrafttreten des angepassten VBVG beizubehalten.
Andernfalls fallen die Fallpauschalen auf die derzeit geltende H6he zurtck und fuhren
zu weiteren Finanzierungslucken.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, den Anspruch auf Zahlung der
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung rickwirkend ab Beginn des Jahres 2023,
spatestens aber ab Juni 2023 festzusetzen und diesen bis zum Inkrafttreten des
evaluierten und angepassten VBVG beizubehalten.

Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. Seite 9



Vorschlag fur 8 2 Abs. 2 BetrInASG-E:
(2) Der Anspruch auf die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nach § 1 besteht

ruckwirkend fur die Zeit vom 1. Januar 2023 bis zu dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des
evaluierten Vormunder- und Betreuerverglitungsgesetz."

Laut der Gesetzesbegrindung kann die Inflationssonder-Ausgleichszahlung
hochstens 24 Mal anfallen. Fur jeden Kalendermonat, in dem die rechtliche
Betreuung an mindestens einem Tag gefuhrt wird, kann die Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung demnach einmalig geltend gemacht werden. Der Anspruch besteht
nach dem Wortlaut der Vorschrift fur jeden Monat nur einmal. Da sich die
quartalsmalliigen Abrechnungszeitraume der Betreuervergutung nach 8 15 Abs. 1
VBVG in der Regel nicht mit den Anspruchsmonaten decken, kdnnen Teile eines
Kalendermonats in unterschiedliche Verglitungsabrechnungszeitraume fallen. Wurde
beispielsweise die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung fir Februar 2024 schon bei
einer bereits fur denselben Monat erfolgten quartalsmaligen Vergutungsabrechnung
festgesetzt, kann sie nicht nochmal gewahrt werden, auch wenn sich der
nachfolgende Abrechnungszeitraum noch auf Teile des Februars erstreckt. Die
Begrenzung auf den Zeitraum 01. Januar 2024 bis 31. Dezember 2025 bewirkt zudem,
dass bei rechtlichen Betreuungen, die bereits vor diesem Zeitraum begonnen haben
und bei denen die quartalsmaRige Vergutungsabrechnung sich auf einen Zeitraum
von Ende 2023 bis Anfang 2024 erstreckt, die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nur
far die vom Anspruch tangierten Kalendermonate des Jahres 2024 gewahrt wird und
nur einmal pro Monat. Entsprechendes gilt fir Uberjahrige Vergitungsabrechnungen
am Ende des Geltungszeitraums. (vgl. Bt-Drs. 20/8864, S. 15).

Dies ist nicht interessengerecht. Denn hieraus folgt, dass am Ende ein
Abrechnungsmonat nicht bertcksichtigt wird und die Inflationssonder-
Ausgleichzahlung nicht insgesamt hochstens 24 Monate anfallen kann. Besonders
deutlich wird dies bei einem Ubergang vom Jahr 2025 auf das Jahr 2026. Wirde sich
der Abrechnungszeitraum vom 15.10.2025 bis 14.01.2026 belaufen, kann die
Inflationssonder-Ausgleichzahlung fir den Abrechnungsmonat 15.12.2025 bis
14.01.2026 nicht mehr geltend gemacht werden, da der Dezember 2025 bereits im
Abrechnungsmonat 15.11.2025 bis 14.12.2025 berucksichtigt ware. Rechnet man dies
hoch auf eine rechtliche Betreuung, die vom 15.12.2023 bis 14.01.2026 lauft, kann die
Inflations-Sonderausgleichzahlung mit der in der Gesetzesbegrindung dargestellten
Argumentation lediglich 23 Mal geltend gemacht werden.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, dieses Missverhaltnis
aufzuldsen, und gesetzlich sicherzustellen, dass die Inflationssonder-
Ausgleichzahlung auch bei jahresubergreifenden Abrechnungszeitraumen tatsachlich
24 Mal in Anspruch genommen werden kann.
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5. 8§84 BetrInASG-E: Anspruch der ehrenamtlichen
Betreuer*innen

Zu begruf3en ist, dass ehrenamtliche Betreuer*innen gemal3 § 4 Abs. 1 BetrInASG-E
ebenfalls eine Inflationsausgleichs-Sonderzahlung erhalten. Wie bereits erwahnt,
erscheint es aber fragwurdig, die inflationsbedingten Kostensteigerungen an
Menschen weiterzugeben, die ebenfalls und mehr als andere von den Inflationsfolgen
und Kostensteigerungen betroffen sind. So sind rechtlich betreute Menschen zum
Grol3teil auf weitere existenzsichernde Leistungen angewiesen. Die gestiegenen
Energie-, Miet- und Lebensmittelkosten trifft sie am allermeisten. Insofern ist es
erstrebenswert, eine andere Losung zu finden.

Gemal’ § 4 Abs. 4 BetrInASG-E kdnnen ehrenamtliche Betreuer*innen die
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung aus der Staatskasse verlangen, wenn die rechtlich
betreute Person mittellos im Sinne des § 1880 BGB ist. Um rechtlich betreute
Menschen generell nicht zusatzlich zu belasten, ware es hier wiinschenswert, fur alle
Falle einer rechtlichen Betreuung eine Zahlung aus der Staatskasse vorzusehen.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. regt daher an, die Inflationsausgleich-
Sonderzahlung generell aus der Staatskasse zu leisten.

Gemal’ § 4 Abs. 1 BetrInASG-E betragt die Hohe der Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung 24 Euro pro Jahr und pro gefuhrter rechtlicher Betreuung. Die
geringere Sonderzahlung rechtfertigt der Gesetzgeber damit, dass ehrenamtliche
Betreuer*innen fur ihre Tatigkeit nicht wie Berufsbetreuer*innen ,vergiutet” werden.
Die Erhéhung von 24 Euro soll der Tatsache Rechnung tragen, dass auch die
allgemeinen Kosten der ehrenamtlichen Betreuer*innen infolge der Inflation bis 2024
erheblich gestiegen sind. Die Sonderzahlung von 24 Euro jahrlich entspricht einer
Erhéhung der Aufwandsentschadigung um 5,65 %.

Die tatsachlichen Inflationsraten der Jahre 2022 und 2023 liegen im
Bundesdurchschnitt aber deutlich héher. Daher ist die Erhdhung zu gering
bemessen. Vergleicht man die Kosten fur eine Berufsbetreuung mit den
Aufwandspauschalen fur ehrenamtliche Betreuer*innen, liegt hier ein erhebliches
Missverhaltnis vor, das den Eindruck mangelnder Wertschatzung vermitteln kdnnte.

Es handelt sich Uberwiegend um Angehdrigenbetreuer*innen hoheren Alters, die ihre
Partner*innen oder Kinder mit Behinderung rechtlich betreuen. Viele von ihnen sind
nicht erwerbstatig oder bereits in Rente. Insofern sind gerade die ehrenamtlichen
Betreuer*innen ebenso erheblich von inflationsbedingt gestiegenen Kosten
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betroffen. Daher ist die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung mindestens zu
verdoppeln.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, die Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung fur ehrenamtliche Betreuer*innen auf 45 Euro anzuheben.

Vorschlag fur die 8 4 Abs. 1 BetrInASG-E:
.(1) Ein ehrenamtlicher Betreuer im Sinne des § 19 Absatz 1 Satz 1 des

Betreuungsorganisationsgesetzes, der zur Abgeltung seines Anspruchs auf
Aufwendungsersatz die Aufwandspauschale nach 8§ 1878 des Burgerlichen
Gesetzbuchs geltend macht, kann vom Betreuten zusatzlich die Zahlung einer
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung in Hohe von 45 Euro jahrlich verlangen.”

Parallel dazu muss geregelt werden, dass die Sonderzahlung keine nachteiligen
steuerrechtlichen Auswirkungen und keine nachteiligen Auswirkungen auf
sozialhilferechtliche Anspruche von ehrenamtlich tatigen Betreuer*innen hat.

Sehr zu bedauern ist, dass der noch im Referentenentwurf bzw. der darin
enthaltenen Gesetzesbegrundung vorgesehene Verzicht auf einen spateren Regress
aus der Staatskasse, sofern die rechtlich betreute Person wieder Uber Vermogen
verflgt, aus dem Gesetz gestrichen wurde und nunmehr an die Regelungen zur
Betreuer*innenverglutung angepasst wurde.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, dies wieder einzuflUhren und
entsprechend im Gesetz klarzustellen, dass die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung
nicht vom Regress des § 1881 BGB umfasst ist.

Vorschlag flr 8 4 Abs. 4 BetrInASG-E:
.Ist der Betreute mittellos im Sinne des § 1880 des Burgerlichen Gesetzbuchs, so

kann der ehrenamtliche Betreuer die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung aus der
Staatskasse verlangen. § 1881 des Blirgerlichen Gesetzbuches findet auf die
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung keine Anwendung. Seweit-die- Staatskasse-den

goneon Al ANcn Ne Ne Ro

Gemal § 4 Abs. 5 BetrInASG-E besteht der Anspruch auf die Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung nach Absatz 1 fur die Zeit vom 01. Januar 2024 bis zum 31. Dezember
2025. Wie bereits im Rahmen des § 2 Abs. 2 BetrInASG-E ausgefuhrt, kann der
angedachte Zeitraum nicht die bereits eingetretenen inflationsbedingten
Kostensteigerungen und die so entstandenen Finanzllcken schliel3en.
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Daher fordert die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V., einen mit Beginn des Jahres
2023, spatestens aber ab Juni 2023 beginnenden, rickwirkenden Zahlungsanspruch
einzufuhren. Der Zahlungsanspruch sollte dartber hinaus nicht bereits jetzt befristet
werden.

Auch wenn es nachvollziehbar ist, dass in Anbetracht der zusatzlichen Aufgaben fur
Rechtspfleger*innen ein einfaches Bewilligungsverfahren geschaffen werden sollte,
welches es vermeidet, dass neben den Ublichen Antragen auf Auszahlung der
Aufwandspauschale kunftig keine weiteren Antrage bearbeitet werden mussen, geht
dies zulasten derjenigen, die rechtliche Betreuungen fihren und auf rechtliche
Betreuungen angewiesen sind.

Vorschlag fur § 4 Abs. 5 BetrInASG-E:
(2) Der Anspruch auf die Inflationsausgleichs-Sonderzahlung nach 8 1 besteht

ruckwirkend fur die Zeit vom 1. Januar 2023 bis zu dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des
evaluierten Vormiinder- und Betreuerverglitungsgesetz."

6. 85 BetrInASG-E: Verfahren zur Geltendmachung von
Ansprichen nach 8 4

Gemal 8 5 Abs. 1 und 2 BetrInASG-E kann der Anspruch auf die Inflationsausgleichs-
Sonderzahlung nur gemeinsam mit der Aufwandspauschale nach § 1878 Abs. 1 S. 1
BGB geltend gemacht werden. Gilt der Antrag nach § 1878 Abs. 4 S. 3 BGB als gestellt,
umfasst dies auch die Beantragung der Inflationsausgleichs-Sonderzahlung.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. lehnt das Antragsverfahren fir ehrenamtliche
Betreuer*innen ab. Hintergrund dessen ist, dass es mit der Reform des
Betreuungsrechts keines eigenen Antrags auf Auszahlung der Aufwandspauschale
mehr bedarf. Stattdessen gilt die Einreichung des Jahresberichts gem. 8 1878 Abs. 4 S.
2 BGB automatisch als Antrag auf Auszahlung der Aufwandspauschale. Sollte eine
rechtliche Betreuung demnach bereits bestehen, bedarf es keines gesonderten
Antrags auf Auszahlung der Aufwandspauschale und auch nicht auf Auszahlung der
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung. Letztere ist stattdessen automatisch mit der
Aufwandspauschale auszuzahlen.

Dies sollte der Gesetzestext klarstellen.
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7. 821 Abs. 2 BtOG: Fuhrungszeugnis und
Schuldnerverzeichnis

Die klarstellende Anderung in § 21 Abs. 2 S. 1 BtOG, wonach ehrenamtliche
Betreuer*innen nur im Vorfeld der ersten Bestellung zur rechtlichen Betreuer*in ein
FUhrungszeugnis und eine Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis vorzulegen
haben, ist zu begrufRen. Gleiches gilt fur die EinfUhrung eines neuen Absatz 3.

Gemal3 8 21 Abs. 2 S. 2 BtOG entfallt die Pflicht zur Vorlage einer Auskunft aus dem
zentralen Schuldnerverzeichnis, wenn die zustandige Behorde die Auskunft nach

§ 882f Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) selbst einholt. Auch diese
Anderung befurwortet die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. ausdricklich. In der
Praxis ist vor allem alteren ehrenamtlichen Betreuer*innen das Beibringen des
Schuldnerverzeichnisses nicht maoglich ist, da dieses nur Online beantragt werden
kann. Sie verfugen vielfach nicht Uber einen Online-Zugang oder eine E-Mail-Adresse
bzw. sind mit den technischen Gegebenheiten des Internets nicht ausreichend
vertraut.

Erwogen werden sollte aber, die Pflicht zur Einholung des Schuldnerverzeichnisses
durch die Behorde gleich verpflichtend einzufuhren. So heifdt es auch in der
Gesetzesbegrindung, dass fur die zustandige Behdrde die Einholung der Auskunft
unkompliziert maoglich ist. Zudem fuhrt die Gesetzesbegrunung aus, dass nach
vorlaufiger Einschatzung héchstens 10 % der ehrenamtlichen Betreuer*innen die
Auskunft trotzdem selbst vorlegen, da eine Anforderung direkt durch die Behdrde
bequemer ist. Die nach der geltenden Rechtslage zum Teil notwendige intensive
Unterstltzung potenzieller ehrenamtlicher Betreuer*innen bei der Beantragung der
Auskunft aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis durch die Behdrde entfallt
zukunftig, wenn diese die Auskunft selbst einholt.

Fraglich ist daher, warum die Pflicht zur Einholung nicht gleich bei der Behorde
verbleibt. Denn die zustandige Behdrde kann die Auskunft bei jeder rechtlichen
Betreuung gemal3 § 882f Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO stets selbst einholen. Insofern legt
die Vorschrift nicht fest, wann die ehrenamtlichen Betreuer*innen und wann die
Behorde die Auskunft einholen soll. Stattdessen mussten nach der derzeitigen
Regelung die ehrenamtlichen Betreuer*innen die Behorde auffordern, die Auskunft
selbst einzuholen. Denn es kann nicht davon ausgegangen werden, dass die Behorde
diesen ,Service” von sich aus anbietet.
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Sollte dieser Service nur bestimmten Personen aufgrund ihres Alters angeboten
werden, stellt dies eine nicht hinzunehmende Ungleichbehandlung dar.

Um demnach zu verhindern, dass ehrenamtliche Betreuer*innen sich zunachst damit
vertraut machen mussen, zu wissen, dass auch die Behorde das Schuldnerverzeichnis
einholen kann, sollte die Behdrde dieses in jedem Fall und generell stets von sich aus
anfordern - zumal nur 10 % aller ehrenamtlichen Betreuer*innen das
Schuldnerverzeichnis womaoglich selbst einholen wurden.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, im Gesetz zu verankern, dass
in jedem Fall die zustandige Behorde verpflichtet ist, das Schuldnerverzeichnis
einzuholen.

Vorschlag flr 8 21 Abs. 2 BtOG:
+Eine Person, die erstmalig zum ehrenamtlichen Betreuer bestellt werden soll, hat vor

ihrer Bestellung zur Feststellung ihrer personlichen Eignung und Zuverlassigkeit der
zustandigen Behorde ein Fuhrungszeugnis nach 8 30 Absatz 5 des
Bundeszentralregistergesetzes und eine Auskunft aus dem zentralen
Schuldnerverzeichnis nach & 882b der Zivilprozessordnung vorzulegen, die jeweils
nicht alter als drei Monate sein sollen. Die zustdndige Behdrde holt die Auskunft aus
dem zentralen Schuldnerverzeichnis gemdéfs & 882f Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der
Zivilprozessordnung selbst ein. Satz 1 gilt nicht, sofern die Person im Wege der
einstweiligen Anordnung nach den 88 300 und 301 des Gesetzes Uber das Verfahren
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum
vorlaufigen Betreuer bestellt wird.”

8. Dynamisierung muss sofort erfolgen

Eine Dynamisierung der Vergutungspauschalen des VBVG, die weitere
Kostensteigerungen berucksichtigten wirde, ist nicht vorgesehen. Stattdessen heil3t
es in der Gesetzesbegrindung, dass auf eine lineare Erhohung der
Vergutungspauschalen verzichtet werde, um dem fur spatestens Ende 2024
anstehenden Abschluss der Evaluierung der Vergutung durch das BMJ nicht
vorzugreifen. Eine fehlende Dynamisierung macht das gesamte Vergltungssystem
unflexibel und schwerfallig, da jegliche Anpassung stets einer langwierigen
Gesetzesanderung bedarf. Ebenso hat die fehlende Dynamisierung einen
wesentlichen Teil dazu beigetragen, dass aufgrund der nunmehr eingetreten
Umstande bereits viele Betreuungsvereine schliel3en mussten. Weitere
Kostensteigerung sind bereits jetzt vorprogrammiert.
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Insofern wirde eine bereits jetzt verankerte Dynamisierung sicherstellen, dass
Betreuungsvereine bis zum Abschluss der Evaluation halbwegs Uberleben kénnen
und die rechtliche Betreuung sichergestellt ist.

Eine Dynamisierung greift der Evaluation auch nicht vor. Denn in diese flieRen weitere
und umfassendere Aspekte als nur eine Anpassung an die Inflation ein. Daher
erschlief3t sich der Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. der im Regierungsentwurf
diesbezuglich ins Feld gefihrte Zusammenhang nicht.

In Anbetracht des Fachkraftemangels muss der Bereich der rechtlichen Betreuung
attraktiv bleiben. Daher kann eine Erhdhung der Betreuer*innen-Vergutung aufgrund
der gestiegenen Lohn- und Preisentwicklung nicht erst erfolgen, wenn die
Angemessenheit der Verglitung erneut evaluiert wurde. DarUber hinaus sind die
Betreuungsvereine bei der Zahlung ihrer Lohne oft an den TVOD gebunden. Dies ist
auch der Grund dafur, dass der Gesetzentwurf den TVAD bei der Ermittlung der
Inflationsausgleichs-Sonderzahlung zugrunde gelegt hat. Werden die
Tarifentwicklungen bei der Betreuer*innenvergtitung nicht unmittelbar
berlcksichtigt, ist eine weitere Finanzierungslucke vorprogrammiert.

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, die Vergltung sogleich
dynamisch an die Lohn- und Preisentwicklung anzupassen, z. B. durch die Kopplung
an die Tarifsteigerungen im TV6D-SuE und dies nicht erst einer Evaluierung in den
nachsten Jahren zu Uberlassen.

9. Evaluierung jetzt

Zu begrul3en ist, dass durch die Schaffung der Inflationsausgleichs-Sonderzahlung die
Notwendigkeit, das Vergutungssystem entsprechend der gesetzlichen Vorgabe
insgesamt zu evaluieren, nicht aufgehoben wird.

Allerdings ist eine Evaluierung und Anpassung des VBVG bereits jetzt mehr als
notwendig und angezeigt. Wie oben bereits aufgefuhrt, befanden und befinden sich
Berufsbetreuer*innen und Betreuungsvereine trotz der Anpassungen der Vergutung
im Jahr 2019 und bereits ohne die Auswirkungen der Betreuungsrechtsreform und
des Ukraine-Kriegs in einem finanziellen Defizit. Mit dem Inkrafttreten eines auf Basis
des Ergebnisses der Evaluierung angepassten VBVG ist laut der Gesetzesbegrindung
erst frihestens Mitte bis Ende 2025 zu rechnen. Dies ist viel zu spat! Die Evaluierung
muss vielmehr jetzt erfolgen.
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Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. fordert daher, die im VBVG festgeschriebene
Evaluierung vorzuziehen und eine schnellstmdgliche Vergltungsanpassung

vorzunehmen.

Kontakt:

Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.
Bundesgeschaftsstelle
Hermann-Blankenstein-Str. 30
10249 Berlin
Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de

www.lebenshilfe.de

Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. Seite 17


mailto:Bundesvereinigung@Lebenshilfe.de
http://www.lebenshilfe.de/

	Stellungnahme  der Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V.
	Zum Regierungsentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
	Entwurf eines Gesetzes zur Regelung einer Inflationsausgleichs-Sonderzahlung für berufliche Betreuer, Betreuungsvereine und ehrenamtliche Betreuer und zur Änderung des Betreuungsorganisationsgesetzes (BetrInASG)
	Bundestag-Drucksache 20/8864
	Stand: 17.10.2023
	A. Vorbemerkung
	B.  Stellungnahme im Einzelnen:
	1. § 1 Abs. 1 bis 4 BetrInASG-E: Ansprüche beruflicher Betreuer*innen und Betreuungsvereine
	2. § 1 Abs. 5 BetrInASG-E: Sonderfälle nach § 12 VBVG
	3. § 2 Abs. 1 BetrInASG-E: Höhe der Inflationsausgleichs-Sonderzahlung
	4. § 2 Abs. 2 BetrInASG-E: Anspruchszeitraum der Inflationsausgleichs-Sonderzahlung
	5. § 4 BetrInASG-E: Anspruch der ehrenamtlichen Betreuer*innen
	6. § 5 BetrInASG-E: Verfahren zur Geltendmachung von Ansprüchen nach § 4
	7. § 21 Abs. 2 BtOG: Führungszeugnis und Schuldnerverzeichnis
	8. Dynamisierung muss sofort erfolgen
	9. Evaluierung jetzt



